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EUROPÄISCHE INTEGRATION UND STRAFRECHT

Krisztina K a r s a i 

Univ.-Dozentin, Universität Szeged

Da nunmehr 15 Jahre nach der Wende vergangen sind, ist es an der Zeit Bilanz zu zie
hen, welche Richtungen die Rechtsentwicklung in unseren Ländern angestrebt hat. Auch 
im Bereich des Strafrechts sind bedeutende Entwicklungen zu erkennen.

Nach der Wende wurden im ungarischen Strafrechtssystem sowohl im materiellen 
Recht als auch im Prozessrecht zahlreiche Änderungen1 vorgenommen. Doch sind nicht 
alle dieser neuen Institutionen und Regelungen mit der europäischen Integration verbun
den, im Prozess des Überganges zu rechtsstaatlichen Grundsätzen mussten die rechtlichen 
Reste der Diktatur ausgerottet werden. Diese Umstrukturierung ist noch nicht vollständig 
abgeschlossen, doch erweckt die Dynamik des gegenwärtigen Kodifizierungsverfahrens 
die Hoffnung, dass die verbliebenen Spuren des alten politischen Systems im Strafrechts- 
system bald verschwinden werden.

Ich konzentriere mich in diesem Beitrag allerdings ausschließlich auf Institutionen des 
Strafrechts mit europäischen Wurzeln. Zuerst versuche ich einen allgemeinen Überblick 
über die möglichen Einflusskanäle der europäischen Integration zu geben, anschließend 
werde ich nur über die EU reden, und zuletzt möchte ich ein ausgewähltes Thema, den Fall 
C -l76/03 vor dem EuGH, ansprechen, der großes Interesse verdient.

Unter der europäischen Integration versteht man primär die Entwicklungsprozesse der 
europäischen Gemeinschaften bzw. der Union. Wenn wir über eine juristische Integration 
sprechen, darf allerdings auch die Tätigkeit des Europarates nicht außer Acht gelassen 
werden. Die Konventionen des Europarates, die Empfehlungen des Ministerkomitees und 
die Rechtsprechung des EGMR haben in hohem Maße die strafrechtliche Gesetzgebung 
und die Rechtsprechung der Mitgliedstaaten des Europarats beeinflusst und bestimmt, 
was von grundlegender Bedeutung in der europäischen Straffechtsintegration ist. Diese 
Integrationsfaktoren können aber hier nicht näher erörtert werden, vielmehr möchte ich 
mich auf die Aktivität der Europäischen Union konzentrieren. Die EG und die EU be
wirken zunehmend die Integration der mitgliedstaatlichen Strafrechtssysteme, besser aus
gedrückt: die gemeinschaftliche Integration ist im Grunde genommen nichts anderes als 
das Zusammenwachsen der europäischen Rechtssysteme, was auch das Strafrecht, als 
einen Teil der jeweiligen nationalen Rechtsordnungen, nicht unberührt lässt2.

1 Zur Übersicht bzgl. des Allgemeinen Teils siehe Naoy 2005a, 9-38. p.
2 Zur Entwicklung siehe DANNECKER 1998, 79-87.p.; EISELE 2001,1157-1165.p.; HECKER 2005; KARSAI 

2004.
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Ich vertrete die Auffassung, dass die Charakterisierung des Einflusses der EU auf mit
gliedstaatliche Strafrechtssysteme und deren Rechtsordnung nach drei Aspekten erfolgen 
kann. Es können formale, personale und wirkungsorientierte Einflüsse unterschieden 
werden.

Aus formaler Dimension gibt es zwei Hauptformen des Einflusses: einerseits existiert 
eine beabsichtigte, zielbewusst von gemeinsam festgelegten Vorschriften angeregte Inte
gration, bei der die Integration ausdrückliches Ziel ist (Dritte Säule), andererseits kann 
auch eine unwillkürliche Form beobachtet werden, nämlich diejenige, die sich durch die 
Wirkung des Gemeinschaftsrechts auf das nationale Strafrecht ergibt. Die gemeinschafts
rechtliche Beeinflussung berührt alle mitgliedstaatlichen Strafrechtsordnungen und wenn 
das Gemeinschaftsrecht bei bestimmten Aspekten bloß als Richtschnur gilt, folgt daraus 
auch eine Annäherung der verschiedenen Rechtssysteme bezüglich dieser Aspekte, ohne 
dass dies von den Gesetzgebern unmittelbar beabsichtigt wäre. Auf diese Weise ergibt 
sich aufgrund des Gemeinschaftsrechts die zweite Form der strafrechtlichen Integration.3

Die personale Dimension bedeutet, dass die Beeinflussung der mitgliedstaatlichen 
Strafrechtssysteme durch die EU aufgrund der Akteure klassifiziert wird, d.h. die neuren 
Errungenschaften werden nach juristischen Akteuren gruppiert. Auch in der EU können 
als juristische Akteure die Gesetzgebung, die Rechtsprechung und die Rechtswissenschaft 
unterschieden werden. Es steht außer Zweifel, dass die europäische Gesetzgebung und 
Rechtsprechung eine entscheidende Rolle in der Europäisierung der mitgliedstaatlichen 
Strafrechtssysteme spielt, die unmittelbaren rechtlichen Anknüpfungspunkte sind im Be
reich der Rechtsangleichung, der Assimilierung und der gemeinschaftskonformen Rechts
auslegung zu finden. Die Wirkung der Strafrechtswissenschaft ist von mittelbarer Natur, 
doch darf auch sie nicht unterschätzt werden. Eine Reihe neuerer Institutionen der Inte
gration auf strafrechtlicher Ebene haben wissenschaftliche Winzeln, d.h. Theoretiker des 
Strafrechts haben sie ausgearbeitet und sie konnten sich in Folge auch politisch durch
setzen. (Beispiele sind etwa die Europäische Staatsanwaltschaft, die gegenseitige Aner
kennung in Strafsachen, die Idee eines sui generis europäischen Amtstrafrechts.)

In der Kategorisienmg bietet sich noch die letzte Ebene an, nämlich die, auf der die 
Wirkung der jeweiligen aktuellen Errungenschaften die Grundlage der Klassifizierung ist. 
Um die Situation ganz einfach zu schildern: die europäische Gesetzgebung (vor allem der 
Dritten Säule) -  neben ihrem Potential zur Entkriminalisierung -  kann die Strafbarkeit 
bzw. die strafrechtliche Verantwortung eines Unionsbürgers (oder dessen Handlung) be
gründen oder verschärfen, sie kann also auch kriminalisierende Wirkung haben. Aller
dings kann die europäische Rechtsprechung nach derzeitiger Rechtslage nur zugunsten 
des Betroffenen nicht aber zu seinen Ungunsten wirken.

Nach diesem skizzenhaften Bild möchte ich Ihnen jetzt ein sehr aktuelles Thema ein
gehender präsentieren, das auch die Tendenz der strafrechtlichen Integration gut darstellt, 
nämlich die stufenweise gemeinschaftliche Eroberung traditionell mitgliedstaatlich ge
steuerter Rechtsgebiete. Wir können Zeugen des Eindringens des Gemeinschaftsrechts in 
das mitgliedstaatliche Strafrecht werden.

In den früheren Phasen der Integration gab es gelegentlich juristische Experimente, in 
denen die Kommission im Bereich des Gemeinschaftsrechts auch strafrechtliche Normen

3 Zur Vertiefung siehe BAKER 1998, 361-380. p.; BRAUM 2002, 509-515. p.; BRIDGE 1976, 88-97. p.; 
CORSTENS 2003, 131—144. p.; SATZGER2001; TIEDEMANN 1993, 23-31. p.; WEIGEND 1993, 774-802. p.
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vorgeschlagen hat (vor allem in bestimmten Richtlinien-Vorschlägen). Aber die Idee, 
strafrechtliche Inhalte im Gemeinschaftsrecht zu regeln, scheiterte lange am Widerstand 
der Mitgliedstaaten. Die Kommission hat aber ihre Überzeugung bezüglich der Existenz 
einer Rechtsgrundlage für strafrechtliche sekundäre Gemeinschaftsgesetzgebung nicht 
aufgegeben.

Im Jahr 2001 hat die Kommission ein Vorschlag für eine Richtlinie (des Europäischen 
Parlaments und des Rates) über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt eingereicht, die 
gewünschte Richtlinie hätte -  nach der Vorstellung der Kommission -  auch die strafrecht
lichen Tatbestände und bestimmte Sanktionen im Bereich des Umweltstrafrechts geregelt. 
Die Mitgliedstaaten haben den Vorschlag nicht akzeptiert, und stattdessen einen Rahmen
beschluss im Rat -  also einen Rechtsakt der Dritten Säule -  im Jahr 2003 erlassen. Die 
Kommission hat diesmal aber zur Verteidigung ihrer Position den Europäischen Ge
richtshof angerufen. Sie hat eine Nichtigkeitsklage gegen den Rat eingeleitet,4 in der sie 
sich beschwerte, dass der Rat seine Kompetenzen verletzt habe. Sie argumentierte, dass 
der Schutz der Umwelt in die Zuständigkeit der Gemeinschaft falle und daher Rechtsakte 
für diesen Bereich nicht in der Dritten Säule erlassen werden können, was dazu führe, dass 
der Rahmenbeschluss nichtig wäre. Der Streit zwischen den Institutionen betritt die Frage, 
ob es rechtlich möglich ist, sekundäres Gemeinschaftsrecht mit strafrechtlichem Inhalt zu 
erlassen, wenn ein Gemeinschaftsziel zu seiner Verwirklichung auch strafrechtliche 
Mittel benötigt. Kurz gesagt: der Meinungsstreit zwischen Kommission und Rat eskalierte 
in einem richtigen Kampf um das Recht strafrechtliche Regelungen erlassen zu können.

Die Kommission ist die Auffassung, dass nach Artikel 175 (EGV), in dem die gemein
schaftliche Umweltpolitik geregelt wird, die EG befugt sei, Mitgliedstaaten zu ver
pflichten, bei Verstößen gegen die Gemeinschaftsvorschriften im Bereich des Umwelt
schutzes strafrechtliche Sanktionen vorzusehen, denn die Harmonisierung des nationalen 
Strafrechts diene dieser Gemeinschaftspolitik.

Gegenteilig argumentierten Rat und die dem Rechtsstreit beigetretenen Mitglied
staaten, dass die Gemeinschaft beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts nicht 
befugt sei, die Mitgliedstaaten zu verpflichten, die im Rahmenbeschluss aufgeführten 
Verhaltensweisen strafrechtlich zu ahnden. Es fehle zum einen an einer ausdrücklichen 
Kompetenzzuweisung hierfür und zum anderen sei -  angesichts der erheblichen Be
deutung des Strafrechts für die Souveränität der Mitgliedstaaten -  auch nicht anzu
nehmen, dass diese Kompetenz der Gemeinschaft mit der Zuweisung der spezifischen ma
teriellen Befugnisse, wie der nach Artikel 175 EG, stillschweigend hätte übertragen 
werden können. Sie werde ferner dadurch bestätigt, dass der Vertrag über die Europäische 
Union der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen einen eigenen Titel widme (vgl. die 
Artikel 29 EU, 30 EU und 31 Buchstabe e EU), der der Europäischen Union ausdrücklich 
eine Zuständigkeit in Strafsachen übertrage, insbesondere was die Bestimmung der Tatbe
standsmerkmale strafbarer Handlungen und der anwendbaren Sanktionen betreffe. Der 
Standpunkt der Kommission sei -  so der Rat -  paradox, weil sie einerseits davon ausgehe, 
dass die Verfasser der Verträge über die Europäische Union und die Europäische Gemein
schaft der Gemeinschaft stillschweigend eine Zuständigkeit für das Strafrecht hätten über
tragen wollen, und andererseits übersehe, dass die Verfasser diese Zuständigkeit aus
drücklich der Europäischen Union (in der Dritten Säule) übertragen hätten. Der Rat hat

4 Siehe noch WASMEIER-Thwattes 2004, 613-635. p.
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noch vorgetragen, im vorliegenden Fall betreffe der Rahmenbeschluss in Anbetracht 
seiner Zielsetzung wie seines Inhalts die Harmonisierung des Strafrechts. Der bloße Um
stand, dass er der Bekämpfung von Umweltstraftaten diene, sei nicht geeignet, die Zustän
digkeit der Gemeinschaft zu begründen.

Der Gerichtshof hat beide Auffassungen gewürdigt, und zuerst geprüft, ob die Zielset
zungen und Inhalte des Rahmenbeschlusses den Voraussetzungen eines Rechtsaktes der 
Dritten Säule entsprechen.

Der Rahmenbeschluss verfolgt das Ziel des Umweltschutzes, weil der Rat es für erfor
derlich hielt, „mit aller Schärfe“ zu reagieren und „im Rahmen des Strafrechts abge
stimmte Maßnahmen zum Umweltschutz“ zu ergreifen. Was den Inhalt des Rahmenbe
schlusses angeht, so enthält er [Artikel 2] eine Aufzählung besonders schwerwiegender 
Handlungen zum Nachteil der Umwelt, die die Mitgliedstaaten strafrechtlich ahnden 
müssen. Sicherlich enthalten die Artikel 2 bis 7 dieses Beschlusses eine Teilharmoni
sierung der Strafrechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, insbesondere in bezug auf die 
Tatbestandsmerkmale verschiedener Umweltstraftaten. Der Gerichtshof hat weiterhin 
festgelegt, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber jedoch nicht daran gehindert werden kann, 
Maßnahmen im Hinblick auf das Strafrecht der Mitgliedstaaten zu ergreifen, die seiner 
Meinung nach erforderlich sind, um die volle Wirksamkeit der von ihm zum Schutz der 
Umwelt erlassenen Rechtsnormen zu gewährleisten, wenn die Anwendung wirksamer, 
verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen durch die zuständigen nationalen Be
hörden eine zur Bekämpfung schwerer Beeinträchtigungen der Umwelt unerlässliche 
Maßnahme darstellt.

Zusammenfassend stellte der Gerichtshof fest, dass der Hauptzweck der Artikel 1 bis 7 
des Rahmenbeschlusses im Schutz der Umwelt bestehe und dass diese Vorschriften 
wirksam auf der Grundlage des Artikels 175 EG hätten erlassen werden können. Diesen 
Vorschriften lässt sich nämlich nicht entnehmen, dass im Rahmen der Durchführung der 
Umweltpolitik jede strafrechtliche Harmonisierung, und sei sie auch noch so begrenzt, 
wie die des Rahmenbeschlusses, unzulässig wäre, selbst wenn sie zur Sicherstellung der 
Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts erforderlich ist. Damit verstößt der Rahmenbe
schluss dadurch, dass er in die nach Artikel 175 EG der Gemeinschaft übertragenen Zu
ständigkeiten eingreift, in seiner Gesamtheit gegen Artikel 47 EU und der Gerichtshof hat 
ihn daher für nichtig erklärt.

Mit diesem Urteil hat der Gerichtshof praktisch bestätigt, dass die strafrechtliche Ge
setzgebung auch im Bereich des sekundären Gemeinschaftsrechts möglich ist, wenn das 
Strafrecht zur Verwirklichung der Ziele erforderlich ist, und wenn das gemeinschaftliche 
Vorgehen bzw. die Richtlinienregelung dem Prinzip der Subsidiarität entspricht.

Damit kann man nicht bestreiten, dass dem gemeinschaftlichen Gesetzgeber, in dem er 
auch die strafbaren Verhaltensweisen festlegen kann, dadurch auch das Recht zu strafen 
(ius puniendi) zugeschrieben wurde. Eine wichtige Botschaft dieses Urteiles ist noch, dass 
die Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Strafrechtssysteme durch Rechtsangleichung 
sowohl in der Dritten Säule als auch im supranationalen Gemeinschaftsrecht erfolgen 
kann. In der Dritten Säule sollte die Strafrechtsharmonisierung ein Ziel in sich sein, in der 
Ersten hingegen folgt die Angleichung immer einem funktionalen Aspekt: das Strafrecht 
muss der Verwirklichung der gemeinschaftlichen Ziele dienen.

Obwohl der gegenwärtige Rahmen nur einen kurzen Einblick in das Thema „Euro
päische Integration und Strafrecht“ erlaubt, kann festgestellt werden, dass die Integration
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auch an ungarische Strafrechtler Herausforderungen stellt. Das System des Gemein
schaftsrechts muss von uns erfasst und richtig angewendet werden. Mit unserem Beitritt 
zur EU beginnt eine neue Epoche der Strafrechtswissenschaft, die Illusion der Unantast
barkeit des Strafrechts hat sich aufgelöst.

Ich möchte also damit schließen, dass es in dieser neuen Ära wichtig geworden ist, die 
Zusammenhänge zwischen Gemeinschaftsrecht und Strafrecht zu kennen, da sie nicht nur 
theoretisch existieren, sondern konkret das Rechtssystem beeinflussen können, und di
rekte Wirkung für das Individuum haben können.5

5 Im Jahr 2006 ist die Autorin Forschungsstipendiatin der Alexander von Humboldt Stiftung an der 
Justus-Liebig-Universität Gießen.
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